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ANGABEN zur BESTELLUNG von STRAHLENSCHUTZBEAUFTRAGTEN 


1. Angaben zur Person :

· Name: 

· Vorname: 

· Geburtsdatum: 

· Geburtsort: 

· Staatsangehörigkeit: 

· Telefonnummer dienstlich: 

· Titel, Beruf : 

· Dienststellung: 

· Aufgabenbereich: 

· Anschrift (dienstlich): 

· Anschrift (privat) mit Telefon-Nr.:


2. Angabe des innerbetrieblichen Entscheidungsbereiches

· Fachlich:                                         

· in der Struktureinheit: 

· räumlich: 

1. Angaben zum Fachkundenachweis (mit doppelten Kopien ) 

Sachkundenachweis:

· Abschluss der Berufsausbildung 

· bisheriger Umgang mit radioaktiven Stoffen oder 

· Tätigkeit an Anlagen ionisierender Strahlung 

Kenntnisse im Strahlenschutz durch Besuch von Kursen: 

Nachweis der entsprechenden Fachkunde auf dem jeweiligen Anwendungsgebiet:

Halle, den ........................

Unterschrift..................................

______________________________________________________________________________

Beiblatt: Aufgaben des Strahlenschutzbeauftragten
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Aufgaben des Strahlenschutzbeauftragten

Mit seiner Bestellung hat der Strahlenschutzbeauftragte im schriftlich festgelegten innerbetrieblichen Entscheidungsbereich infolge seiner Stellung im Betrieb und auf Grund seiner Fachkunde im Strahlenschutz die Aufgabe dafür zu sorgen, dass die Strahlenschutzgrundsätze der §§ 4-6 der StrlSchV bzw. des § 2a) -c) der RöV und die für seinen Entscheidungsbereich zutreffenden Schutzvorschriften eingehalten werden.

Das verpflichtet den Strahlenschutzbeauftragten u.a. insbesondere 

· zur Auslegung der StrlSchV bzw. RöV und der Allgemeinen Strahlenschutzanweisung am Arbeitsplatz sowie der Ausarbeitung einer Anweisung für den Umgang mit radioaktiven Stoffen oder den Betrieb mit Einrichtungen ionisierender Strahlung sowie sonstiger Regelungen des für den Strahlenschutz wesentlichen Betriebsablaufs in seinem innerbetrieblichen Entscheidungsbereich; 

· zur Führung eines Betriebsbuches, in das die für den Strahlenschutz wesentlichen Betriebsvorgänge einzutragen sind 

· zur Buchführung beim Umgang mit radioaktiven Stoffen über Eingang, Verbrauch und Verbleib der radioaktiven Stoffe (Entsorgung / Abklingen der Radioaktivität), 

· zum Befolgen und Durchführen von im Genehmigungsbescheid angeführten Nebenbestimmungen oder Anordnungen insbesondere von geforderten Überwachungen in Strahlenschutzbereichen und deren Dokumentation 

· zur Veranlassung der personendosimetrischen Überwachung und der ärztlichen Überwachung strahlenexponierter Personen 

· zur Auswertung der personendosimetrischen Überwachungsergebnisse und der Aufbewahrung der Ergebnisse,  

· zur ständigen Kontrolle des Zutritts von Personen zu Sperrbereichen und Kontrollbereichen, 

· zur Einhaltung der Tätigkeitsverbote in Strahlenschutzbereichen, 

· zur unverzüglichen Einleitung aller notwendigen Maßnahmen bei Unfällen und Störfällen, um die Gefahren für Leben, Gesundheit und Sachgüter auf ein Mindestmaß zu beschränken und zur unverzüglichen Meldung des Eintrittes eines Unfalls, eines Störfalles oder eines sonstigen sicherheitstechnisch bedeutsamen Ereignisses an den Stab Arbeits- und Umweltschutz

· zur deutlichen und dauerhaften Kennzeichnung von Anlagen, Vorrichtungen, Räumen, Behältern und Umhüllungen, in denen sich radioaktive Stoffe befinden bzw. ionisierende Strahlung auftritt, 

· zur rechtfertigenden Indikation der Anwendung radioaktiver Stoffe oder ionisierender Strahlung am Menschen und der Qualitätssicherung bei der medizinischen Strahlenanwendung nach der Richtlinie Strahlenschutz in der Medizin und nach RöV 

· zur ständigen Qualitätssicherung bei Röntgeneinrichtungen zur Diagnostik und Therapie am Menschen, 

· zu einer Strahlenschutzprüfung von Röntgenanlagen in Zeitabständen von längstens 5 Jahren durch zugelassene Sachverständige, 

· zur Prüfung auf Dichtheit der Umhüllung umschlossener radioaktiver Quellen, 

· zu einer ordnungsgemäßen Sammlung von radioaktiven Abfällen, ihrer sicheren Zwischenlagerung und der Zuführung zu einer bestimmungsgemäßen Entsorgung mit Nachweisführung. 

Bei der Erfüllung dieser Pflichten der Strahlenschutzbeauftragten wirken die Strahlenschutzbevollmächtigten in all den Fällen aktiv mit, in denen Behörden, Überwachungsvereine und Firmen beteiligt sind. Das betrifft die Genehmigungs- und Anzeigeverfahren, Beschaffung von Schutzmaterial und Schildern, sämtliche Anzeige- und Mitteilungspflichten gegenüber den Behörden, Sachverständigenprüfungen, Geräteeichung und die Koordinierung der Entsorgung radioaktiver Abfälle. 

Von den Strahlenschutzbeauftragten sind Mängel, die den Strahlenschutz betreffen, dem Strahlenschutzverantwortlichen unverzüglich mitzuteilen. Bei besonderen Vorkommnissen sowie Stör- bzw. Unfällen ist der Strahlenschutzverantwortliche sofort zu benachrichtigen. Innerhalb ihres innerbetrieblichen Entscheidungsbereiches sind die Strahlenschutzbeauftragten gegenüber den in Strahlenschutzbereichen tätigen Personen weisungsberechtigt. Sie haben die strahlenexponierten Personen vor dem erstmaligen Zutritt zu Strahlenschutzbereichen über die Arbeitsmethoden, die möglichen Gefahren, die anzuwendenden Sicherheits- und Schutzmaßnahmen und über den für ihre Beschäftigung wesentlichen Inhalt der StrlSchV bzw. der RöV zu unterweisen und auf das Tragen der für die jeweilige Tätigkeit notwendigen Schutzkleidung zu achten. Strahlenexponierte Personen mit Tätigkeit in Kontrollbereichen sind personendosimetrisch zu überwachen. Strahlenexponierte Personen, welche in Kontrollbereichen tätig sind, unterliegen der arbeitsmedizinischen Vorsorge. Die ärztlichen Untersuchungen hat die strahlenexponierte Person zu erdulden. 

Die Strahlenschutzbeauftragten haben die Befugnis, in ihrem innerbetrieblichen Verantwortungsbereich alle notwendigen Strahlenschutzvorkehrungen zu treffen. Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten nicht behindert und wegen deren Erfüllung nicht benachteiligt werden. 

Mitwirkungspflichten der Institutsdirektoren, Klinikdirektoren und Geschäftsführenden Direktoren

Die beabsichtigte Aufnahme von Arbeitsverfahren in Lehre und Forschung und im medizinischen Bereich, die den Umgang mit radioaktiven Stoffen bzw. den Betrieb von Röntgeneinrichtungen oder Störstrahlern erfordern, ist rechtzeitig durch die Institutsdirektoren oder Klinikdirektoren oder Geschäftsführenden Direktoren den Strahlenschutzbevollmächtigten im Stab Arbeits- und Umweltschutz mitzuteilen, damit diese Einfluss auf bauliche Strahlenschutzmaßnahmen nehmen können und sonstige notwendige Strahlenschutzvorkehrungen treffen können. Weitere notwendige Voraussetzungen für eine Genehmigungsbeantragung oder Anzeige bei der Behörde werden von den Strahlenschutzbevollmächtigten geprüft, damit bei der Genehmigungsbeantragung bereits die Voraussetzungen zur Erteilung einer Genehmigung gegeben sind (Rechtsanspruch auf Erteilung einer Genehmigung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 9 / § 14 der StrlSchV und § 3 der RöV). Dazu gehören auch die erforderlichen Maßnahmen zum rechtzeitigen Erwerb der Fachkunde durch die Anwender, so dass eine fristgemäße Bestellung der Strahlenschutzbeauftragten erfolgen kann. Die Bestellung des Strahlenschutzbeauftragten, eine Änderung des innerbetrieblichen Entscheidungsbereiches sowie sein Ausscheiden aus dieser Funktion werden von den Strahlenschutzbevollmächtigten der zuständigen Behörde angezeigt.

Dem Strahlenschutzbeauftragten und dem Hauptpersonalrat wird eine Abschrift der Anzeige ausgehändigt. Personelle und wesentliche den Strahlenschutz beeinflussende Änderungen bei den genehmigten Verfahren sowie die Einstellung von genehmigungs- bzw. anzeigepflichtigen Arbeiten sind über die Strahlenschutzbevollmächtigten der Behörde anzuzeigen. 

